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m Der Sonntag, dem man in deutſchen Landen mit einer

Spannung entgegengeſehen hat, wie nur jenen 26. April
Auftrag ha wergangenen Jahres, an dem die Reichspräſidentenwahl
uzurufenf ſtattfand, hat ehrlich niemanden befriedigt, auch wenn man
o laſet eng rechts und links vergnügte Geſichter ſieht. Sie ſind eine

en in Ven Schauſtellung vor den eigenen Anhängern. Geht man aber
liche Liſte der Stimmung auf den Grund, ſo ſieht man ſehr raſch, daß

es ſich nur um eine Maske handelt. Der Volksentſcheid
hat nicht zum Ziel geführt, er bedeutet alſo eine ſchwere
Niederlage, denn gerade der erſte Verſuch eines Plebiszits

mußte Erfolg haben, wenn man nicht die ganze Einrich
4 kung, die übrigens höchſt mangelhaft iſt, gefährden wollte.

Eine Zunahme um 2 Millionen Stimmen gegenüber dem
Volksbegehren iſt nicht gerade überwältigend, auch wenn

man das ſchlechte Wetter, das Hochwaſſer, das in einzelnen
ſen ſtark mitgeſprochen hat und die Erklärung der

die ſich zur Durchführung des Kompro
miſſes verpflichtete, auf die Debetſeite ſchreibt. Auf der
anderen Seite haben die Deutſchnationalen und ihre Bun
desgenoſſen gar keinen Anlaß, Siegeshymnen anzuſtimmen.

45 Millionen für eine entſchädigungsloſe Enteignung iſt
ein ſchwerer Schlag für den monarchiſchen Gedanken, rech
net man noch all diejengen hinzu, die für eine Enteignung
nicht zu haben ſind, aber ebenſo wenig die unerhörten An
rüche der Fürſten erfüllen wollen, ſo bekommt man eine

wahrſcheinlich ſind es aber erheblich mehr.
Selbſtverſtändlich heben beide Lager nur das hervor,
was ihnen in den Kram paßt. Der Lokalanzeiger und

erwandte Blätter ſehen nur die Niederlage des Volks
ntſcheides, die Sozialdemokratie nur das Anwachſen des
Radikalismus. Die Wahrheit liegt, wie immer, in der

itte. Wer das Ergebnis ruhig und ſachlich wertet, wird
ich der Erkenntnis nicht verſchließen dürfen, daß die Stim

nung in weiteſten Kreiſen erheblich umgeſchlagen iſt. Eine
Reichstagsauflöſung unter der Parole Fürſtenabfindung
würde das Gebild des Reichstages grundlegend ändern.

s Millionen, zu denen noch das Zentrum und erheb
üche Teile der Demokraten ſtoßen, vielleicht ſogar Teile
anderer bürgerlicher Parteien, die über einen Mißerfolg

der Reichstagsverhandlungen in der Frage des Kom
hromiſſes enttäuſcht waren, ſicherten der Weimarer Koali
tion die Mehrheit im Reichstag, wobei allerdings ein un
ſicherer Faktor beſtände, nämlich die Verteilung der Stim
men links zwiſchen Kommuniſten und Sozialdemokraten.
Was ſich unter dem Sowjetſtern ſammelt, iſt für praktiſche
Arbeit im Dienſte des Vaterlandes verloren.
Von hier aus geſehen wird man eine Reichstagsauf
löſung nicht gerade begrüßen können. Sie birgt unge
heure Gefahren in ſich. Zunächſt würde ſie die Mitte zer
ſprengen, auf der ſchließlich in all dieſen Jahren die Ver

antwortung faſt unumſchränkt gelaſtet hat und die allein
im Stande iſt, eine Art labiles Gleichgewicht herbeizufüh
en, indem ſie ſowohl die Rechte wie die Linke, je nach

e aber auch der Sozialdemokratie kaum genehm ſein kön
ne Je ſtärker ſie ſelbſt innerhalb einer Koalition iſt,
ümſo ſchwerer iſt es für ſite, radikale Elemente in ihren
Reihen zu zügeln, und die eigenen Forderungen auf ein
Maß herabzuſchrauben, das den anderen genehm iſt, und

nur ſo durchgeführt werden kann. Taktiſch iſt es natürlich
tichtig, wenn die Sozialdemokratie heute die Auflöſung
werlangt, da ſie dabei zahlenmäßig nichts verlieren kann
nd ſie vermutlich kaum je wieder eine ſo zugkräftige Pa
role findet. Trotzdem werden die Führer einſichtig genug
ſein, um einen Wahlkampf nicht gerade herbeizuwünſchen,
der nur die ruhige Entwickelung ſtören kann.

Vorläufig ſehen die Dinge allerdings noch verworren
genug aus und das Wort Kriſe findet in der Wandel

halle des Reichstages ein lebhaftes Echo. Entſchloſſen hin
her dem Kompromiß ſtehen außer der Regierung nur die

hier in der Koalition vereinigten Parteien Kleine Mei
ungsverſchiedenheiten, die beſonders von der Bayeriſchen
Volkspartei herrühren, laſſen ſich mit einigem guten Wil
en beſeitigen. Dagegen wird die Lage ſofort gefahr
ohend, ſobald ſich der Rechtsausſchuß der Annahme ir
nd eines Abänderungsantrages von rechts oder links
jeneigt zeigt. Zentrum und Demokraten ſind bereit, ge
wiſſen Forderungen der Sozialdemokratie nachzugeben,
kößen aber dann ſofort auf den Widerſtand der Volks
rteiler und der Bayern. Das umgekehrte iſt der Fall,
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wenn die Volkspartei, wozu ſie nicht über Luſt verſpürt,
gewiſſe Milderungen mit Hilfe der Deutſchnationalen
durchzuſetzen verſucht. Trotzdem wird man ſich nicht in

ſolange noch dieeinen Peſſimismus hineinjagen laſſen,
leiſeſte Hoffnung auf eine Einigung beſteht. Wer in dem
Hohen Hauſe Beſcheid weiß, gibt nichts verloren. Einigun
gen erfolgen für gewöhnlich erſt zwei Minuten vor zwölf.
Man redet ſich ſolange auseinander, bis man zuletzt müde
ein Kompromiß ſchluckt, nur um nicht ergebnislos aus
einander gehen zu müſſen. Das wird um ſo eher geſchehen,
je feſter die Regierung und ihre Stützen ſind. Leider hat

V Nnn

Briand,
„Wenn das ſo weiter geht, dann werde ich bald das

Jubiläum meines 100. Kabinetts feiern können.

AIIICLIIIDICCQCMKD u
der demokratiſche Antrag auf en blocAnnahme keine Zu
ſtimmung gefunden. Man tritt in die Einzelberatung und
das iſt immer eine Klippe, an der das Schiff ſcheitern kann.

Es bliebe noch ein Ausweg, über den ſich ernſthaft re
den läßt. Fällt der Kompromißentwurf, ſo konite der
Reichspräſident auf Grund ſeiner verfaſſungsmäßigen Be
fügniſſe den Geſetzentwurf ohne Volksbegehren ſofort dem
Volksentſcheid unterbreiten. Die Ausſichten werden natür
lich verſchieden beurteilt und es iſt ohne weiteres zuzu
geben, daß ſich ſowohl die Sozialdemokraten, wie die
Deutſchnationalen dann in einer üblen Lage befänden,
Sie müßten logiſch die Parole auf Stimmenthaltung aus
geben und würden es vermutlich auch tun, nur werden ſie
dann wohl davon überzeugt ſein, daß ihnen gewaltige
Wählermaſſen einfach davonlaufen. Ob dieſe ausreichen,
um den Volksentſcheid ſiegreich durchzuführen, kann nie
mand ſagen. Dieſer Einwand iſt durchaus richtig. aber
die Wahrſcheinlichkeit ſpricht immerhin für ein Gelingen.
Doch ſelbſt einen Mißerfolg vorausgeſetzt, würde ſich die
Situation für einen Wahlkampf erheblich geändert haben.
Dann hätte nicht mehr die Sozialdemokratie die Führung
und riſſe den anderen Parteien die Anhängerſchaft fort
ſondern die Mitte übernähme die Leitung und würde da
bei eine ſehr ſtarke Anziehungskraft entfalten Näch un
ſerer Auffaſſung käme es ja doch garnicht ſo weit, da ſchon
die amtliche Ankündigung eines ſolchen Schrittes für den
Fall des parlamentariſchen Verſagens vermutlich die
Widerſtände rechts und links brechen würde. Die Rechte
könnte nicht gegen Hindenburg auftreten, die Linke wäre
durch den Beweis guten Willens der Regierung in ihr
Agitation erheblich gelähmt. J e

Noch vor Tagen wurde dieſe Frage mit der der Ger
ſtenzölle verquickt. Inzwiſchen iſt es wenigſtens gelungen,
hier ſo etwas wie eine Einigung herbeizuführen, die zwar
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2. Jahrgang

noch nicht unker Dach und Fach iſt und noch im letzten
Augenblick ſcheitern kann, aber doch wenigſtens die Mög-
lichkeit gibt, einen Stein des Anſtoßes aus dem Wege zu
räumen und damit der Sozialdemokratie eine Anlehnung
an die bürgerliche Mitte zu erleichtern. Darüber darf
man ſich aber nicht täuſchen, daß zum Herbſt eine völlige
Amgruppierung erfolgen muß. Das Kabinett ſteht auf zu
ſchwachen Füßen, um ſich lange halten und die großen Auf
gaben bewältigen zu können, die ihm ziemlich ſicher aus
der Außenpolitik erwachſen. Bei allen Berechnungen iuß
man von der Möglichkeit ausgehen, daß in Genf eine neue
Kriſe ausbricht, die einfach mit Naturnotwendigkeit einen
Kurswechſel, und zwar nicht nur bei uns, ſondern auch in
allen anderen beteiligten Staaten erzwingen müßte, daß
für uns nur die Rückkehr zu Locarno und Ausdehnung
des Syſtems in Frage kommt, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit

Einen gewiſſen Troſt gewährt es, daß die Nachbar
ſtaaten nicht glücklicher ſind als wir und ähnliche Kriſen
durchmachen Jn Polen haben die Sozialiſten dem Kabi
nett Bartel eine offene Abſage erteilt. Der Ruck nach
rechts vollzieht ſich damit automatiſch, aber das Beſtreben

Pilſudſkis, den Sejm auszuſchalten und halbdiktatoriſch zu
regieren, ſtößt auf die erbitterte Gegnerſchaft des Parla

ments und muß neue Jrrungen und Wirrungen herauf
heſchwören. Wo eine Löſung zu finden iſt, läßt ſich heute
noch gar nicht abſehen. Eines aber ſteht ſchon feſt. Was
güch immer in Polen geſchieht, die deutſchen Minderheiten
bezahlen die Zeche. Für ſie iſt jede Regierung der Feind
ſchlechthin. Das haben die Dynamikattentgte auf die
Grube DeutſchScharley einwandfrei bewieſen c

Jnkereſſanter noch iſt die Regierungskriſe in Frank
reich, die ſich nun ſchon Wochen hinzieht und im beſten
Falle eine kurze Beilegung erfahren wird. Der Franken
iſt mit den bisherigen Mitteln nicht zu ſtützen, und es
ſpielt eine untergeordnete Rolle, ob Doumer, Peret, Boka
nowski das Finanzminiſterium verwaltet. Nur eine groß
zügige politiſche Verſtändigung, die von einer wirtſchaft
lichen begleitet oder beſſer noch geleitet wird, kann dem
Währungsverfall Halt gebieten. Das iſt auch das Pro
gramm Caillaux, der doch wohl früher oder ſpäter als der
Retter erſcheinen wird. Ob Briand das 10. Kabinett bil
det, iſt in dieſem Augenblick noch nicht entſchieden. Selbſt
aber, wenn es ihm gelingen ſollte, und er iſt ein unnach
ahmlicher Taktiker, um den wir Frankreich beneiden könn
ten, iſt damit ſehr wenig erreicht. Es iſt aber bezeichnend
genug, daß Poincare zunächſt bereit war, einen Kabinetts
ſitz anzunehmen, dann jedoch, als er ſich über die Finanz
läge genügend unterrichtet hatte, plötzlich dankte. Dieſer
alte Fuchs wußte ſofort, daß er ſich nur an der neuen Auf
gabe wundreiben könnte.

Man hat auch daran gedacht, ihm neben einem Mi-
niſterium zweiten Ranges das Generalkommiſſariat für
ElſaßLothringen zu geben, wo die Heimatbewegung mäch-
tig anſchwillt. Wir könnten nur mit Schadenfreude dem
Verſuch dieſes Lothringers zuſehen, gewaltſam eine Be
wegung zu unterdrücken, die in dem tieſſten und höchſten
Recht des Menſchen auf die Mutterſprache wurzelt. Tö
richte Hoffnungen, die in unſeren Rechtsblättern geäußert
werden, als könnten wir die geringſten Vorteile davon
haben, erledigt man mit einer Handbewegung. Die Er
innerung an die kaiſerlich-deutſche Verwaltung iſt nicht
dazu angetan, den Wunſch nach Rückkehr zum Reich zu er
wecken. Es rächen ſich die Sünden jenes Syſteins, das in
Deutſchland mit eiſerner Folgerichtigkeit zum Umſturz ge
führt hat. Was die Bevölkerung zwiſchen Rhein und Vo
geſen erſtrebt iſt eine Autonomie, und das einzige, was
uns mit Genugtuung erfüllen kann, iſt die Feſtſtellung der
Tatſache, daß der franzöſiſche Chauvinismus genau ſo
dumm iſt, wie der deutſche. Bei der Anbelehrbarkett un
ſerer Deutſchnationalen wird aber dieſe Erkenntnis kaum
dämmern. Sie werden weiter nach innen und außen eine
Politik treiben, die keine moraliſchen Eroberungen macht.
Die Stellung des Reiches in der Welt hängt nur von der
Feſtigung der Republik ab. Es iſt bemerkenswert, daß
auch in Hreiſen, die ſich bisher dieſer Schlußfolgerung ent
zogen haben, der 20. Juni wenigſtens ſoweit gewirkt hat,
daß ſie die Monarchie nunmehr für endgültig erledigt er

achten Richard May.



Pächterkredit und Pachtpreiſe.
Demokratiſche Forderungenmn.

Jm Volks wirtſchaftlichen Ausſchuß des Reichstages
ſtand ein Jnitiativ-Geſetzentwurf, der von verſchiedenen
Fraktionen beantragt worden iſt über die Erhöhung der
Kapitalkreditbeſchaſſfung für landwirtſchaftliche Pächter zur

Verhandlung.
Abgeordneter Rönne burg (Demokrat) wies darauf

hin, daß die demokratiſche Fraktion ſchon vor über Jah
resfriſt auf die beſonders ſchwierige Lage der landwirt
ſchaftlichen Pächter aller Betriebsgrößen aufmerkſam ge
macht und dringend auch gerade für dieſe Kreiſe Kredit
möglichkeiten verlangt habe. Die Demokraten würden dem
Entwurf zuſtimmen und hielten ſeine ſchleunige Verab
ſchiedung ſür geboten. Mit Genugtuung ſtellte Abgeord
neter Rönneburg feſt, daß offenbar die Anſchauungen der
Rechtsparteien über die Bedeutung des Pächterſtandes und
die Notwendigkeit ſeiner Erhaltung eine gewiſſe Aende
rung zeigen. Beſonders wichtig ſei ein möglichſt niedri
ger Zinsfuß für die Pächterkredite, die durch die hohen
Pachtleiſtungen ſchwerer belaſtet ſeien als alle anderen
land wirtſchaftlichen Betriebe Auf alle Fälle müſſe dafür
geſorgt werden, daß die bäuerlichen Pächter ausreichende
Berückſichtigung erfahren. Viel wichtiger als die Kredit
beſchaffung ſei aber die Feſtſetzung erträglicher Pachtpreiſe,
die im Einklang ſtehen müßten mit der ſtark geſunkenen
Rentabilität der Land wirtſchaft. Die jetzigen Pachtpreis
forderungen, die vielfach über die Vorkriegshöhe hinaus
gingen, ſtänden damit keineswegs im Einklang. Bedauer-
licherweiſe hätten aber die Rechtsparteien bei der Haus
haltungsberatung einen demokratiſchen Antrag, der on
der Regierung Einwirkung auf die beteiligten Stellen er
derte, um eine Herabſetzung der Pachtpreiſe zu erreicher,
abgelehnt. Der demokratiſche Redner beantragte daher
erneut eine Entſchließung, nach der die Reichsregierung er
ſucht werden ſoll, ihren Einfluß bei allen beteiligten Stel
len, insbeſondere bei den Organiſationen der Verpächter
mit allem Nachdruck geltend zu machen, um angeſichts der
ſchwierigen Lage der landwirtſchaſtlichen Pächter, insbe
ſondere der bauerlichen Pächter zu einer derartigen Sen
kung der Pachtpreiſe zu kommen, wie es der jetzigen ge
ringen Rentabilität der Landwirtſchaft entſpreche. Bei
der Abſtimmung über dieſe Entſchließung wird ſich zeigen,
ob auch die Rechtsparteten mehr als ſchöne Worte für den
Pächterſtand übrig haben.

Nee Berliner en T Berrteten
Es geht nichts über Großzügigkeit. Wer mit Kleinig
keiten arbeitet, ergibt ſich in Nörgelei, die ſchädigend wir
ken muß. Eintauſend demokratiſchen Wählern geben wir
für ein Vierteljahr koſtenlos unſere Wochenſchrift im Pro
bebezug ab. Wir erſuchen diejenigen Freunde, denen der

e unſeres Blattes zuſagt, nunmehr das bisher

e Politiſche Grundbeſitzer.
Zum Nachdenken der republikaniſch

geſinntenHausbeſttzer.
Vom 28. bis 30. Mat war der Verband des

ſäch ſiſchen Grund und Hausbeſitzer ver
eins in Leipzig zur Erledigung organiſatoriſcher An

gelegenheiten ſowie zum Zwecke eines öffentlichen Pro
leſtes gegen Wohnungszwangswirtſchaft und UAeberſpan-
nung des Steuerdruckes verſammelt. Welche Tendenzen
die Tagung beherrſchten, offenbart ſich ganz unzweideutig
durch Stil und Verlauf der abſchließenden Maſſenkund-

Kunſt und Leben.
Knigge auf Her Gtraße.

Eine Verkehrsfibel.
Wenn heute der ſelige Freiherr von Knigge, der den be

rühmten „Amgang mit Menſchen geſchrieben hat, wieder le
bendig würde, ſo würde er ſein Buch nicht in der geruhſamen
philoſophiſchen Tonart abfaſſen, in der es ſeinerzeit ge
ſchrieben hat, ſondern er würde garnicht anders können, als
den Erforderniſſen unſerer Tage gerecht zu werden, und er
würde zu Nutz und Frommen aller derer, die nicht alle werden,

ein ſehr eindringliches Kapitel darüber ſchreiben müſſeit, wie
man ſich auf der Straße benimmt. Es iſt vielleicht das charak
teriſtiſche äußere Zeichen unſerer Zeit, daß der Verkehr auf
den Straßen, nicht nur der Großſtädte, eine Steigerung der Zu
nahme und eine Steigerung der Schnelligkeit erfahren hat, die
ohne Beiſpiel iſt.

es heute gemacht wird, ſtatiſtiſche Erhebungen über die Jnten

gebung Die Sprecher der Deutſchnationalen und der
Deutſchen Volkspartei ernteten für ihre Begrüßungs
anſprachen kräftigen Beifall, aber als der demokrati-
ſche Landtagsabgeordnete Jähnig (Mitt-
weida) mit Grüßen ſeiner Fraktion den Ausdruck perſön
licher Sympathie für die Beſtrebungen des Verbandes
verknüpfte, ertönten lebhafte Schluß und
Mißfallenrufe,
wurde Aniverſitätspro feſſor Dr. Wolff
Halle durch ähnliche Ausbrüche gezwüngen, ſein ſtreng
ſachlich angelegtes Referat über „Wohnungszählung und
Wohnungszwangswirtſchaft“ vorzeitig abzubrechen, und
ein Verſuch des Präſidenten des Landesfinanzamtes Leip
zig, agitatoriſch vorgetraggenes Jahlenmaterial richtigzu
ſtellen, ſtieß gleichfalls auf ſtörende Oppoſition. Die Be
handlung, die die Verſammelten den Hallenſer Hochſchul-
lehrer hatten angedeihen laſſen, veranlaßten den bekann
ten Vorſitzenden des Jentralverbandes der Hausbeſitzer,
Stadtuat H um a r München zu der ironiſchen Fraäge, ob
man denn den Sinn des Wolfſſchen Referates überhaupt
verſtanden habe.

Unbrauchbar, weil deutſch.
Der „Welt am Montag entnehmen wir: Daß der

pommerſche und mecklenburgiſche Großgrundbeſitzer, obzwar
er nationaliſtiſch wählt und die völkiſche Propaganda
ſfinanziert, den deutſchen Landarbeiter durch polni-
ſche Hilfskräfte erſetzt, iſt bekannt. Zu welchen Konſe
quenzen das führt, beweiſt folgendes Zeugenis eines ent
laſſenen deutſchen Vorarbeiters:

„Der Vorſchnitter Wilhelm Kaſch iſt ſeit April
1925 bei mir als ſolcher tätig und verläßt zum 1. 3. 1926

ſeine Stellung, da ich wieder nur mit Polen
arbeiten will und er nicht polniſch ſprechen
kann. Kaſch war während dieſer Zeit ſeines Hier
ſeins ein tüchtiger, fleißiger und getreuer
Vorſchnitter und hat mit ſeinen Leuten viel Arbeit ge
ſchafft und kann ich Kaſch als Vorſchnitter ſehr
empfehlen.

Padreſch bei Cerkenhof, Amt Stargard.
gez. Hoffmann.

So wird ein ausdrücklich als tüchtig und ſfleißig be
ſtätigter de u t ſche r Arbeiter auf die Straße geſetzt, weil
er in Deutſchland nicht polniſch kann!

Damit iſt ein Gipfel erreicht, von dem die nationaliſti
ſche Heuchelei der durchweg regktionären Agrarier in
ihrem ganzen Umfange zu überblicken iſt.

Der arbeiter feindliche Stahlhelm“.
Jn dem vor kurzem erſchienenen Rechenſchafts

bericht des Deutſchnationalen Handlungs-
gehilfen verbandes vom Jahre 1925 heißt es auf
Seite 168:

„Vornehmlich wurden Klagen laut über das Ver
halten des „Stahlhelms“, in dem ſich erwieſener

merkbar machten In der Beiläge Standarte der
Zeitung „Der Stahlhelm“ kommen gewerkſchafts-
fein liche Ausführungen recht deutlich und ergiebig
zu Wort. Verbandsmitglieder, die ſich aufklärend an
die Bundesleitung wandten, erhielten keineswegs ge
nügende Auskunft Jedenfalls kann zum mindeſten
geſagt werden, daß der „Stahlhelm“ ſich der Bedeutung,
die die ſoziglen Fragen heute im deutſchen Stagatsleben
haben, nicht klar iſt.

Es iſt immerhin nicht unintereſſant, daß dem „Stahl
helm hier von deutſchnationalen Arbeitnelh-
mern ſeine arbeitnehmer feindliche Haltung nachge
wieſen wird. Das iſt ein neuer Beweis dafür, daß dem
Schutz der Paſſanten auf der Straße nicht zuletzt durch eine
Erxziehungsarbeit geleiſtet werden muß. Dieſe Erziehungs-
arbeit kann auch vor Erwachſenen nicht halt machen, und die
Berliner Schutzpoliziſten drücken heute denjenigen, der lernen
will, das Nötige erſehen kann. Viel weſentlicher aber iſt
die Erziehungsarbeit, die an den Kindern zu leiſten iſt, und
hier hat in der Tat die Berliner Schutzpolißei ſehr wertvolle
pädagogiſche Arbeit geleiſtet, indem ſie in den Schulen anhand
von Lichtbildern den Kindern die Gefahren der Straße vor

Mund

Der Straßenverkehr noch vor 20 Jahren
war erheblich geringer als heute und wenn damals ſchon, wie

ſität des Verkehrs ſtattgefunden hätten, ſo würde ſich das auch
zahlenmäßig beweiſen laſſen.

Dieſer geſteigerte Verkehr iſt andererſeits zu einer Gefah
renquelle geworden, die heute noch, anſcheinend überall in der
Welt, unterſchätzt wird. Nur ein Beiſpiel die Bürger der
Vereinigten Staaten hatten im Weltkrieg einen Verluſt von
45 000 Toten zu beklagen. Jn jedem Jahre werden aber in
den Vereinigten Staaten von Nordamerika 100 000 Menſchen
Todesopfer des Verkehrs. Das eine Beiſpiel zeigt, daß Wege
gefunden werden müſſen, um dieſe Geſahrenquelle zum Ver
ſtopfen zu bringen. Dieſe Verkehrsopfer ſind nicht nur in
den Vereinigten Staaten un verhältnismäßig groß, ſie ſind in
den letzten Jahren auch in Deutſchland ſtändig gewachſen. Die
ſtaatlichen Organe haben ſich deshalb ſeit langem bemüht, die
ſe Gefahren zu vermindern. Was die Fragen der Verkehrs
regelung und Verkehrsordnung betrifft, ſo kann man im all
gemeinen nicht ſagen, daß die Städte dabei immer eine glück
liche Hand gehabt haben. Vielfach ſind dieſe Ordnungen auf
eine Beſchränkung des Verkehrs ſtatt auf eine Regelung hin
ausgelaufen. Jn einem aber ſind auch die Behörden auf dem
richtigen Wege, wenn ſie nämlich davon ausgehen, daß der

Abendgeſang.

mmAugen geführt hat. Allem Anſchein nach hat die Schutzpolizei
bei dieſen Vorträgen auch den richtigen Ton getroffen. Die
Kinder haben ſich vor dem Mann in der blauen oder grünen
Uniform nicht gefürchtet, ſondern die einzelnen Belehrungen
mit großem Jntereſſe entgegengenommen. Bei dieſen beleh
renden Vorträgen hat man davon abgeſehen, die Gefahren
übertrieben zu ſchildern, ſondern der Grundgedanke war, daß
dem geſchickten und klugen Kinde auf der Straße nichts paſſie
ren kann, während nur das ungeſchickte Kind und das Kind,
das nicht hören will, in die Gefahr kommt, überfahren zu
werden.

im Fortgang der Verſammlung

er e e e l maßen recht lebhaft Arbettgeberein flüſe bee. amtengehälter

S

„Stahlhelm“ wirtſchaftliche Beſtrebungen fernliegen,
daß jene Organiſation und die Arbeiter in ihm ganz
deren Zwecken dienſtbar gemacht werden ſollen.

Steiererleichterungen für die Winzer. e
(Maßnahmen des Demokraten Reinhold.)

Der Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold hat eine Vr- l
ordnung erlaſſen, die weitgehende Steuererleichterungn
für die Winzer bringt. Der Reichsfinanzminiſter wiſt
darauf hin, daß er ſich damit einverſtanden erklärt, ß Wen
den Winzern die bisher fällig gewordenen Reichsſteue
die geſtundet waren, auch weiterhin geſtundet werden
daß von Zwangsmaßnahmen hinſichtlich der rückſtändi

J

hurde, al

ſölgerun

Steuern abgeſehen werden ſoll. Da ſich in der Zwiſchna aſte Hol
zeit die Notlage der Winzer noch weiter verſchärft IIt, den Stas
ſoll den Winzern, beſonders den Klein und Mittelbete- Flektrigit
ben, in großzügiger Weiſe geholfen werden. Ein groß d
Teil der Winzer iſt bei der Einkommenſteuerveranlagiſg Reich
1921 25 freigeſtellt worden. Für die nichtfreigeſtelln ſnnlun
Winzer ſollen die Vertreter der Finanzämter mit W nd gelie
kretern der einzelnen Gemeinden oder mit ſonſtigen e de 6
Ligneten Perſonlichkeiten Fühlung nehmen, um mit ihn (geſtede
die eingelnen Erlaßanträge durchzuſprechen. Hinſicht ſehen
der Vorauszahlungen für 1925 26 wird angeordnet, In lirg iſt
der Erhebung der rückſtändigen Vorauszahlungen, ſof n (roßgru
nicht in eingelnen Fällen ein erhebliches Einkommen a ngeteh

zielt worden iſt, abzuſehen Und das Ergebnis der Walter
änlagung für 1925 26 abzuwarten. Bei den Rückſtän
der Amſatzſteuer ſoll entgegenkommend verfahren werd
Ebenſo ſoll bei der Behandlung von Erlaß- und St
dungsanträgen hinſichtlich der Rentenbankzinſen, ſoweit

J
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ſich um Rüchſtände von Winzern handelt, weitherzig r ſah Am

fahren werden. herbsloundbe
Beamtenſragen im Haushaltsausſchuß. Der Ha emus

haltsausſchuß des Reichstages befaßt ſich mit dem de waltung
kratiſchen Antrage vom Juli vorigen Jahres, der i der Ver
vwierteljährliche Gehaltszahlung für die Beamten verlagg ahozial
e. Die Reichsregierung erhob Einwendungen gegen e n al
ſen Antrag vornehmlich im Hinblick auf die Länder, e nburg
Gemeinden und die Reichsbahn, die alle im Gegenth ne es
zum Reich nicht in der Lage ſeien, die Mittel für die
Maßnahme bereitzuſtellen. Der Vertreter des Reis
finanz miniſteriums verwies auf die Haltung Preußt
und verlas Erklärungen der Regierungen von Bann
Württemberg, Bayern und Sachſen, die die Anauſbrift die
barkeit der Mittel betonten. Der demokratiſche Rei s resla
tagsabgeordnete Dietrich (Baden) zog darauſhin den wweußiſe
ſprünglichen Antrag zurück und brachte eine Entſche- Partei
ßung ein, die die Einſtellung der erforderlichen Mitteln Die
den kommenden Reichshaushaltsplan verlangt. Die t rur
Entſchließung wurde von allen Parteten mit Ausnalig Aged
von den Deutſchnationalen und den Kommuniſten ane- ſage.
nommen. Die Kommuniſten nahmen den demokratiſeen en Po
Antrag wieder auf und verlangten die Zahlung der bende

in Viertelſahresraten ab 1. Jult di etg
Jahres Der Antrag wurde nunmehr von ſämtli Moſſe
anderen Parteien abgelehnt. Auch die Deutſchnat Wegeb
nalen ſtimmten für die Ablehnung die a rhe

Antrages Lohnſttallich
Süddeutſche demokratiſche Frauentagung. Nmit

Die demokratiſchen Frauen Münchens haben für m ſiheten
3. und 4. Juli eine demokratiſche Frauenarbeitstagtg ken iſt
nach München einberufen Den Ehrenvorſitz hat die St ber

rätin Luiſe Kieſſelbach, München, übernommen Fin nen
Kieſſelbach wird u. g. auch einen Vortrag über ſoziale, m ten
trale und politiſche Frauenarbeit halten. Die demog
tiſche Landtagsabgeordnete Frau Martha Dönhoff r n e

Dieſer gleiche Gedanke findet ſich auch in einem leſ 20 den

werten Büchlein wieder, das als „Verkehrsfibel“ in dien gebe
Tagen in Berliner Schulen verbreitet wird. Ein O ſchen
ingenieur, ein Polizeiſchulrat, ein Polizeimajor und ein
tor haben ſich zuſammengefunden, um den Kindern in g
Worten und an vortrefflichen Bildern die Gefahren des
kehrs zu ſchildern. Der Berliner Polizeipräſident hofft,
die Verkehrsfibel dazu beitragen wird, den Kindern zu zein
daß der Schutzmann im Strudel des Verkehrs wirklich in
Schutz-Mann“ iſt. Die Verſe und Geſchichten ſind im eirl
nen zwar nicht als Perlen der deutſchen Literatur zu wer
aber ſie ſollen ja auch keinen Vergleich mit Goetheſchen
dichten aushalten, ſondern es ſoll friſch und lebendig geſchilt
werden, was ſich ergeben kann, wenn man auf dem Gelä en
herunterrutſcht, und wenn man die Vordſchwelle als Bank e
nutzt. Weiterhin wird die natürliche Feindſchaft geſchilr
die zwiſchen dem Roller und der Straßenbahn beſteht, d
dann wird auch klar gemacht, daß man im eigenſten Jnteſſe
nicht durch verſchloſſene Eiſenbahnſchranken klettern ſoll,
daß für Kreiſel und Reifenſpiel die geeigneten Orte auſfe
ſucht werden müſſen. Die Kinder lernen, wie ſich der M
fahrer und wie ſich der Kutſcher zu benehmen haben, ſie ler
wie man richtig aus der Straßenbahn ſpringt, und es nd
ihnen weiter vor Augen geführt, daß man nicht auf Leituſſs
maſte klettert und keine herabhängenden elektriſchen Dritten
berührt. Alle Verkehrsregeln und Belehrungen, die auch

e

S S

W Erwachſene von Vorteil ſind, werden ſchließlich in den
ſtehenden zehn Geboten zuſammengefaßt:

1. Du ſollſt nicht ſpielen auf Straßen, wo Wagen fahn
2. Du ſollſt nicht auf den Schienen der Straßenbahn ſpie l ſid, n

3. Du ſollſt nicht blindlings über den Fahrdamm laut g
4. Du ſollſt nicht hinter oder neben Wagen herlaufen!
5. Du ſollſt nicht kurz vor oder dicht hinter Wagen Ha

den Fahrdamm laufen!
6. Du ſollſt nicht auf fahrende Wagen auf o. abſprin ha
7. Du ſollſt dich nicht an die Wagen anhängen und v

fahren! n de8. Du ſollſt nicht Obſtreſte oder Papier auf der St

fortwerfen! n9. Du ſollſt dich nicht auf dem Fahrdamm aufhalten Cene
10. Du ſollſt nicht ſchräg über den Fahrdamm laufen!
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Auch die neugegründeten Ver

in Weſtfalen waren der An
ß, daß in den angeſchloſſenen Unternehmungen den

1926 gekündigt worden iſt.
kommen in den einzelnen Werken rund 10 000 Ange

e und Beamte in Frage

Bildungsfeindliche Wirtſchaftsparteiler.
Die Wirtſchaftspartei hat in dem ſ
mecklenburgiſchen Landtag

d entſandt.

veben gewählten
einen Profeſſor Dr. WiDieſer treuherzige Schulmeiſter hat im

ein Programm zur Vereinfa
Staatsverwaltung veröffentlicht, in dem es

Auch die Schullaſten können bedeutend vermindert
den, ſelbſt Fachleute ſprechen immer mehr die An
aus, daß ein achtjähriger, täglich vier

ltündiger Schulbeſuch nicht nötig iſt, um
erarmter Arbeiter und Bauern das

Schreiben und Rechnen zu lehren, vier
würden hierzu völlig genügen.
den Eltern ſelbſt überlaſſen

bis ſechs
die Kinder

nötige Leſen,
bis ſechs Jahre

Mindeſtens muß es
bleiben, darüber abzuſtim

e ihre Kinder darüber hinaus ausbilden
laſſen können und wollen.

Die Bild un
dartei kann nicht b

In Hamburg h

Lrantworten.

gsfeind lichkeit der Wirtſchafts
eſſer bewieſen werden, als durch dieſe

Völkiſches Allerlei.

die weiteſte Verbreitung verdient.

atten eine Anzahl völkiſcher Jünglinge
r rengſtoff Attentate auf kommuniſtiſche A

usgeführt und mußten ſich aus dieſem
nternehmungen

Grunde vor Gericht
Anter den Angeklagten befand ſich auch

Anmeldungen
Geſchäftsſtelle der Deut

München, HerzogWilhelm

Partei
chlichten

Amke ausgeſchiedenen Konrad
n der Deutſchen Demokratiſchen

Die Reichstags
nalrat Sparrer,
haben Referate

d Land übernommen

Sehenswürdig
große Hafenrundfahrt und Be

32

der „Privatdetektiv Riedrig, der
jährige Zuchthausſtrafe wegen
naus verbüßt. Das Gericht

Bande im Sinne des S
delt habe.
führen. Weil es ſich aber hier,
Reichsjuſtizminiſter Radbruch zu

len über die Mindeſtſtrafe hinausgegangen.

gelnder Beweiſe freigeſprochen.

Völkiſche unter ſich.
Jm bayeriſch. Landtag gab außerhalb

nung der völkiſche Abg. Se

ein „gewohnhe
ßiger Verleumder ſei.

h

gegenwärtig eine fünf
Beihilfe am Mord Rathe

gelangte zu der Ueberzeugung,
daß es ſich bei dieſen Hakenkreußlern um eine komplette

6 des Sprengſtoff-Geſetzes gehan
Alle ſeien beſtrebt geweſen, Attentate auszu

um mit dem ehemaligen
ſprechen, um Ueberzeu

gungsverbrecher handle, ſei das Gericht nur in zwei Fäl

Der Kaufmannsvolontär Schrader erhielt 5 Jahre 6 Monate, der
Privatdetektiv Niedrig 5 Jahre 3 Monate, die Handlungs
gehilfen Bothmann, Schwencke und Breckwoldt je 5 Jahre
Zuchthaus, ein weiterer Angeklagter wurde wegen man

der Tagesord
lzner die Erklärung ab,

daß der natiönalſoßialiſtiſche Abgeordnete St reicher
ütsmäßiger und gewerbsm ä-

Ferner teilte Stelzner

er

Der Fall Leſſing.
Es wäre empfehlenswert, für gewiſſe Hochſchüler einen

Lehrſtuhl für Amgaäng mit Menſchen und Akademiſche
Lehrfreiheit einzurichten, wo mißliebige Profeſſoren als
Hörer i trikuliert werden. Se

mit, daß er gegen den national ſozialiſtiſchen Abgeordne
ten Eſſer, der ähnlich „lügenhafte Behauptungen wie
Streicher gegen ihn erhoben habe, Strafantra g we
gen Beleidigung erhoben habe.

Völkiſche Volksbeglücker!
Jm thüringiſchen Landtag hat die Fraßtion der Na

tionalſozialiſten einige von ihrem Häuptling Artur Hinter
ausgearbeitete Geſetzentwürfe eingebracht, die allen Juden
in Thüringen das Lernen und Lehren an ſtaatlichen und
kommunalen Schulen verbieten, jüdiſchen Aerzten die Dätig
keit an Krankenanſtalten und Krankenkaſſen unterſagt und
weiter die Nichtzulaſſung als Richter und Notare fordert.
Trägt dieſe Tätigkeit des Herrn Dinter an ſich ſchön den
Stempel der Lächerlichkeit, ſo wird ſie beſonders grotesk
dadurch, daß zur ſelben Zeit der Schutz und Schirmherr
aller Deutſchnationalen und nationalen Deutſchen, S. M.
Wilhelm in Doorn, der die Fähigkeiten ſeiner Mitmenſchen
doch noch beſſer zu ſchätzen weiß, als der thüringiſche
„Führer“, einen jüdiſchen Rechtsanwalt mit ſeiner
Jntereſſenvertretung betraut. Armer Herr Dinter!

Den hBezirk Halle.
Miniſter Hr. Schreiber her die innere Lage.

Halle. Die Mitglieder des Vereins der Deutſchen
Demokratiſchen Partei in Halle hatten am Vorabend der
Abſtimmung über den Volksentſcheid Gelegenheit, ihren
Abgeordneten, Herrn Miniſter Dr. S chreiber, in einem
Vortrage über aktuelle politiſche Fragen und Spannungen
zu hören. Jn groß angelegter und oft von lebhaften Zu
ſtimmungsäußerungen begleiteten Rede fand die im
Brennpunkt ſtehende Frage des Volksentſcheids in ihren
Auswirkungen nach der poſitiven oder negativen Seite hin
eingehende Beleuchtung. Durchaus abwegig ſei és, zwi
ſchen dem Volksentſcheid über die maßloſen Fürſtenforde
rungen und einem Bruch mit dem Grundſatze gleiches
Recht für alle eine Parallele ziehen zu wollen. Die
Fürſten ſelbſt hätten ſich ja ſtets außerhalb dieſes Grund
ſatzes geſtellt und für ſich ein Ausnahmere ch t in An
ſpruch genommen. An dem Warnungsſignal mit den
122 Millionen Stimmen beim Volksbegehren ſeiten
Reichsregierung und Reichstag leider untätig vorüber
gegangen. Ebenſo ſei leider auch eine genügende Auf
klärung darüber, was das Hohenzollernhaus bisher an
ſtaatlichen Zuwendungen und Entſchädigungen erhalten
habe, unterblieben. An der nunmehr unvermeidlich ge
wordenen Abſtimmung über den Volksentſcheid aber müſſen
ſich alle, die noch Wert auf die Erhaltung und Ausübung
ſtaatsbürgerlichen Rechts legen, beteiligen. Jeder gehe
zur Abſtimmung Und entſcheide ſelbſt, ob er die dem
Volksentſcheid zugrunde liegende Frage mit Ja oder Nein
beantworten wolle Jn dieſem Sinne ſei die vom Reichs

geworden.

Achtung
denkbar.

ſtimmen.

die Hälfte d

geweſen iſt.

Heimatſtadt

des

liches Mühen

Preußen
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ſparſam ſind.

ſehen.

vorſtand der D. D. P. erfolgte Freigabe der Stimme als

das Richtige und
Flaggenfrage
Deutſchen Schwar

Soll von einem
den, dann gibt es nur eins
die Farben ſchwarze we

und vom erſten Reichspräſ

ni

Konſequenzen zu ziehen.
diger kaum denkbar ſind.
Lande mit angeblich freiem Wahlre

Daß dadurch das eingetreten iſt, wa
vorausſehen konnte, nämlich eine Ver
Gegenſätze bis zu einem ſ
verſtändlich. Dieſen ſelb
ſtand nun mit einer Anſ
ſichtigen Quackſalbereien beſſ

in die Zeit der öffe

es

wartungen übertroffen
um einen Film, der ſich ſt

naliſtiſchen Filmen frei
Die künſtleriſche Ausarbeitung des Werkes
ſchauer völlig das Politiſche vergeſſe
mit allen, die in dem Film mit
rechtigkeit, das üngableugbare Recht,

entgegenbringt

Die Verſammlung dankte Herrn
ber, der dann noch künftige innere
möglichkeiten erörterte, unt
Ausführungen, worauf de
bedeutungsvoll verlaufene Ve

in

r Vor

ſich herausne
Außerdem hatte dieſe Preſſe

haupt zur Abſtimmung gingen,
die den Namen Deutſche nicht me
ſind das gar 55 776 geworden.

ſſe und au

nte neutrale Preſſ
falls wieder in Spezialartikeln wi
ſätze“, „Volksgemeinſchaft“
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des Panzerkreuzer Potemkin handeln. Bei einer Kritik
dieſer Filmhandlung beſchränkt man ſich beſſer auf die direk

ſchreibung. Denn, was man hier ſieht und
läßt ſich tatſächlich in Worten nicht ſchildern. Hier gibt der
Film einmal den Beweis, daß er geeignet iſt, am richtigen
Platze nicht nur jedes Wort zu erſetzen, ſondern Bilder zu
geſtalten, deren Wirkung durch Worte auszudrücken un
möglich iſt. Am die Wücht der einzelnen kleinen Scenen,
die das Auge in Sekunden in ſich aufnimmt, nur einiger
maßen zu ſchildern, müßten Bände geſchrieben werden. Der
Film iſt ein Meiſterwerk. Welch Armutszeugnis ſtellen
ſich diejenigen aus, die glauben, für das Verbot dieſes
Films eintreten zu müſſen. Es iſt bedauerlich, daß die
großen Kinotheater in Halle, die der Bevölkerung mona-
tkelang Militär und Kriegsfilme vorgeſetzt haben, nicht
von ſich aus dieſen hochſtehenden Film auf ihren Spielplan

ſetzen. A. Klemich.Bitterfeld. Die hieſige Ortsgruppe der D. D. P. hielt
am 16. Juni ihre Monatsverſammlung ab. Nach Er
ledigung geſchäftlicher Angelegenheiten fand zunächſt eine
Ausſprache über den Volkse nkſcheid ſtatt. Die Mei
nung der Verſammlung ging dahin, daß, nachdem das von
der D. D. P. angeſtrebte Kompromiß mit dem Ziel einer
annehmbaren Abfindung der Fürſten leider durch das
Verhalten der Rechtsparteien nicht zuſtande gekommen iſt,
es den Mitgliedern und Anhängern der D. D. P. über
laſſen bleiben muß, ob ſie beim Volksentſcheid mit „Ja“

Sohn beſtand. Leider

ſche Reichstagsabgeordnete

Thema

den ſehr bedeutungsvoll. Jn

über die Stellung zur Kaiſerkrönung, die Stellung zum
Reichstag, die Stellung der Beamten zum Kaiſerreich, die

te Wirkung, die von dem Werke ausgeht, als auf eine Be Stellung zu Bismarck, die ſoziale Einſtellung und die Ur
miterlebt, teile über die Berliner Volkszeitung. Es zeigte ſich da

durch deutlich, daß ein großer Gegenſatz zwiſchen Vater und

kam dann
durch den Tod Friedrichs III. bald nach dem ſeines Vaters
und die Thronbeſteigung durch Wilhelm II. Es war dies
recht zu bedauern, da Deutſchlands Stellung zu den euro
päiſchen Staaten Unter der Regierung Friedrichs III. ſicher
eine andere geweſen wäre. Zum Schluß kamen noch ver
ſchiedene Schul und ſtädtiſche Fragen zur Sprache

Naumburg. Mitteldeutſche kommunale Arbeitgeberkagung.)
An Stelle des Staatspräſidenten Prof. Dr. Hummel, der durch
eine Reiſe ins Ausland verhindert war, ſprach der demokrati

Dr. Heuß,
„Gemeinde wirtſchaft im

Volks- und Welt wirtſchaft.
Gemeinde in Volks und Weltwirtſchaft als Kern der Regelung
von nachbarſchaftlichen Verhältniſſen in ihrer politiſchen und
wirtſchaftlichen Stellung zu betrachten
auch eine Korrigierung des Dawesplans, der nach ſeiner Mei
nung in ſeiner jetzigen Form nicht durchführbar iſt. Die Frage
des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden
hielt der Referent als für die künftige Struktur der Gemein-

einem Schlußwort betonte Dr.
Heuß, daß es für den Betrieb der Gemeindewirtſchaft keine Ge

gräfendorf. Die Verſammlung ehrte den Tod dieſer tr
LnKampfer der Republik durch Erheben von den Plätz

Nach Erledigung der Vorſtandswahl, welche die Wied
wahl der bisherigen Mitglieder ergab, und weiterer
terner Angelegenheiten wurde beſchloſſen, die Mitglie
aufzufordern, beim Volksentſcheid ſämtlich zur Wahl
gehen, um dadurch den Terrör der Rechtsparteien zu b
chen. Es bleibt dabei einem jeden der Wähler überlaſſt,
ob er mit Ja oder Nein ſtimmen will. Weiter wud
beſchloſſen, am Sonntag, dem 8. Auguſt, eine Verfaſſuns er
feier in Bad Lauchſtädt abzuhalten. Sodann hielt Ob rrat
ſekretär Fuhr einen Vortrag über den abgehalten

F. K. 7. Beamtentag der Deutſchen Demokratiſchen Partei. F
ner wurde auf Antrag aus der Verſammlung folgende n
Beſchließung einſtimmig angenommen zur Weiterleitr Nun

an die Reichstagsfraktion
das 1. Der Hrts und Kreisverein Merſeburg der De

ſchen Demokratiſchen Partei erklärt erneut
feierlicher Form ſeine Treue zur Verfaſſung, zum e
publikaniſchen Staatsgedanken und zu den ſchwoß
rotgoldenen Reichsfarben. Er lehnt mit al
Entſchiedenheit jedes Kompromiß in der Flaggt-
frage ab.

2. Der Orts und Kreisverein erſucht die Reichstas
fraktion, bei dem Entwurf des neuen Wahlrece
dahin zu wirken, daß die Vielheit der Parte
endlich aufhört. Der Orts und Kreisverein
mit den fortwährenden Regierungskriſen, die z

das tragiſche Geſchick

Berlin, über
Rahmen der

Nach wie vor ſei die

Der Redner forderte

oder „Nein“ abſtimmen wollen. Jeder ſoll das nach ſeiner Feralanweiſung gibt. Sie kann aber auch nicht ſſoliert betrie großen Teil dadurch entſtehen, daß ſich die Regeg Son
Ueberzeugung tun. Die Beteiltgung an der Abſtimmung hen werden. Sie iſt eng verbunden mit der Volks und Welt rungen auf zu viele, ſtark auseinandergehende Pro ſge nie
aber iſt eine Ehrenpflicht, der ſich kein ſein ſtaatsbürger wirtſchaft. teien ſtützen müſſen, nicht einverſtanden. De uer
liches Recht wahrender Menſch entziehen darf. Bei fortwährenden Kriſen ſchädigen das Anſehen d ineinem Bericht über den 7. Beam hen tag in Merſeburg. Die Deutſche Demokratiſche Partei hielt die Autorität jeder Regierung und hindern die i lenGöttingen wurde die Entſchließung zur Flaggenfrage kürzlich im atskeller“ eine beſonders aus den ländli kräftige Arbeit zur Beſſerung der Geſamtwirtſchf le ſe
und das Beamtenprogramm der D. D. P. hervorgehoben. chen Kreiſen ſehr gut en ab. Der e es e e e e e S n
S Der Vorſitzende, Oberſtudienrat Rettel, hielt ſodann Vorſitzende, Kreismedizinalrat Dr. Kühnlein, gedachte in geinen Vortrag über „Zeitgemäßes aus dem ehrenden Worten des Hinſcheidens der Parteifreunde Gene Seretee eh n i n nKriegstagebuch Friedrichs Redner ſprach raldirektor Dr. Oeſer, Berlin, und Landwirt Hecht, Groß Druck Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Z19.), Delitzſch r
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Nummer 26

e
eichtn Mecklenhurg ſtirht am Großgrundbeſtt

erklärt Siedlung iſt Not!et n Wenn irgendwo in Deutſchland der Fehler gemacht
richt e würde, aus der Lage am Ende des Krieges nicht die rechte
der Jene Folgerung zu ziehen, dann war es in Meckleenburg. Das
erſhättt erſte Kabinett nach der Revolution hat 45 Domänen für
Miteh den Staat gekauft und hat mit Papiergeld die Landes
n et Elektrigitätswerke gebaut und dennoch wird es beſchimpft,

wenn daß es das Land ausgeplündert hätte Es würde, ſo führ-
hiftet e te Reichstagsabgeordneter Erkelenz in einer Wahlver
et v ell ſammlung Lübtheen aus, nicht beſchimpft, ſondern geehrt
t ſonſt v und geliebt, wenn es gegen Entſchädigung die Hälf
um e e des Großgrundbeſitzes zertrümmert und dort Bauern
n van angeſiedelt hätte. Nur 13 Großgrundbeſitzer beſitzen 60

Prozent des geſamten Bodens in Mecklenburg. Mecklen
en burg iſt dünner beſiedelt als Oſtpreußen, dabei holt der
n ſof Großgrundbeſitz noch 20 000 polniſche Arbeiter ins Land.
bin da Amgekehrt, 30 000 Mecklenburger, meiſt die Söhne oder
n Richter Töchter von Bauern, müſſen jährlich aus dem Lande ab
ahten e wandern, nach Berlin, nach dem Rheinland. Sie wermeh
i ws ren dort das Heer der Erwerbsloſen, vermehren die ſozia
nſen ſo len Nöte der Zeit. Die Peitſche des Großgrundbeſitzes
e treibt ſie aus ihrem engen Heimatland, trieb ſie früher

i nach Amerika und treibt ſie heute in das Elend der Er
werbsloſigkeit. Jn Mecklenburg ſelbſt übt der Groß

grundbeſitz den ſtärkſten geiſtigen und materiellen Terro
rismuüs gus. Er beherrſcht die Preſſe, beherrſcht die Ver
waltung. Die Landtagsauflöſung iſt nichts weiter als
der Verſuch, die ein wenig mehr ſozial angehauchten Natio
nalſozialiſten auszuſchalten, damit der Großgrundbeſitz

en gegen ganz allein herrſchen ſoll. Mecklenburg krankt. Meck
e Ländet, lenburg ſtirbt am Großgrundbeſtz Und die Wähler wiſ
un m ſene es nicht und verſtehen es nicht.
ittel für d

Nr Ha
t dem de

ihres der

mten verla

m Die Not der ſchleſiſchen Steininduſtrie.
von Vog Ein demokra tiſcher Antrag.

e Anaufbtig Die ſchleſiſchen demokratiſchen Abgeordneten Hermann
atiſche Keiſ Ereslau), Schmiljan und die übrigen Mitglieder der
ufhin den preußiſchen Landtagsfraktion der Deutſchen Demokratiſchen
ine Entſ Partei haben folgenden Arantrag eingebracht
hen Mittel Die ſchleſiſche Pflaſterſtein und Schotterinduſtriy, in
langt. der rund 10 000 Arbeiter beſchäftigt ſind, befindet ſich in
t Ausnag folge der Friedensvertragsbeſtimmungen in großer Not
iuniſten ag lage. Während vor dem Kriege die ſteinarmen Provin
demokratſſg zen Poſen und Weſtpreußen ſowie das induſtriell aufſtre
ung det bende Oberſchleſten erhebliche Mengen der ſchleſiſchen För
J d derung abnahmen ſind dieſe Märkte zurzeit völlig verſchloſſen.on ſämtlif Die früher vorhandenen Ausnahmetariſe für
itſchnatf Wegebauſtoffe aus Naturgeſtein ſind ab 1. Auguſt 1925
ung die durch die Reichsbahn um 23 Prozent erhbht worden. Durch

Lohnſteigerungen, ſteuerliche uſw. Belaſtungen iſt eine we
ſentliche Steigerung der Produktionskoſten eingetreten.
Damit ſchwindet die Möglichkeit, gegenüber der unter gün

ſtigeren Produktionsverhältniſſen (geſunkene Schiffsfrach
ten uſw.) arbeitenden ſchwediſchen Pflaſterſteinindurſtrie
die bereits im Jahre 1925 rund 175 000 Tonnen Pflaſter
ſteine nach Deutſchland eingeführt hat, in Wettbewerb zu
treten. Stillegungen der Betriebe und Axbeiterentlaſ

ſungen wären die unmittelbare Folge. e
Der Landtag wolle beſchließen: Das Staatsminiſteri
um wird erſucht, auf die Reichsregierung einzuwirken, daß
bei den gegenwärtigen deutſchſchwediſchen Handelsver

tkragsverhandlungen die berechtigten Jntereſſen der ſchle
ſiſchen Steininduſtrie in dem Umfange gewahrt werden,

in daß Arbeiterentlaſſungen und Lohnherabſetzungen vermie
dern in Den werden.
ihren des

gung.

haben für

mmen. 9

r ſoziale,
Die demo

Dönhoff

dent hofft Gegen die Schädigung des Gaſtwirtsgewerbes.
dern zug Die demokratiſchen Abgeordneten Herrman (Breslau),
s witklich e Goll, Hourtz, Knieſt und die übrigen Mitglie-

ſind in eif der der Fraktion der Deutſchen Demokratiſchen Partei ha
ur zu wen ben im preußiſchen Landtag folgenden Antrag eingebracht:
Fgetheſhen h „Für die Provinz Niederſchleſten beſteht auf Grund
ndig einer Polizeiverordnung ſeit dem Jahre 1922 ein das Gaſt
dem Geliß wirtsgewerbe ſchwere ſchädigendes, einſchränkendes Aus

als van ſchankverbot, das in den damaligen politiſchen und wirt
aft gelhin ſchaftlichen Verhältniſſen ſeine Begründung fand.
n beſteht Die veränderten Verhältniſſe rechtfertigen eine weitere

frechterhaltung dieſer Einſchränkung nicht mehr.
Seitens des Miniſteriums des Jnnern iſt bislang nür

n Orte die letzthin ergangene (1926), noch weitergehende Ein
ſich der chränkungsverordnung aufgehoben worden. Die aus dem

ben ſte ler Jahre 1922 (15. Dezember 1922) ſtammende Polizeiverord
d es nung blieb in Geltung.

S

weſen, um im Rahmen des Finanzausgleichsgeſetzes die

en Wegweiſer“
Halle (S), den 26. Juni 1926

2. Jahrgang

Streiflichter aus dem Stadtparlament.
Eine neue Verleumdungsaktion der Völkiſchen gegen die Stadtverwaltung

bürger und das Anſehen der
Magdebuürg, 25. Juni 1926.

Die Stadtverordnetenverſammlüng am Mitt-
woch war der Schauplatz eines wüſten Tumults, zu dem
das fbandalöſe Verhalten der völkiſchen Mitglieder des Stadt
parlaments die Arſache gab. Aus der Vorgeſchichte möchten wir
unſeren Leſern folgendes mitteilen: Der frühere Direktor der
Miama, Bieger, hatte an die Staatsanwaltſchaft eine De
nünziation gegen ein Mitglied des Magiſtrats, zwei Stadtver
ordnete und einem früheren ſtädtiſchen Beamten gelangen laſ
ſen, in der er ſie der Bilanzverſchleierung und des Betruges
beſchuldigte, weil ſie angeblich beim Abſchluß der Miama eine
falſche Vermögensaufſtellung aufgeſetzt haben ſollen, durch die
Bieger, der mit Gewinnbeteiligung angeſtellt worden war, ge
ſchädigt worden ſei. Tatſache iſt nun, daß Bieger als Di
rektor der Miama die Bilanz ſelbſt aufgeſtellt
hatte und daß er von der Ausſtellungsgeſellſchaft bei ſeinem
Ausſcheiden eine angemeſſene Abfindung erhalten hatte, weil
zur Zeit der Jnflation eine einwandſreie Vermögensaufſtellung
nicht möglich war. Eine ſachliche Berechtigung beſaß Bieger für
ſein Vorgehen alſo nicht. Wie ſein weiteres Verhalten aber
bewies, kam es Bieger aber gar nicht darauf an,
durch das Gericht die Berechtigung ſeiner An
ſprüchenachprüfen zu laſſen, er benutzte vielmehr die Tat
ſache, daß die Magdeburger Staatsanwaltſchaft pflichtgemäß ein
Ermittelungsverfahren einleitete, um die Richtigkeit der gegen
einzelne Mitglieder der Stadtverwaltung erhobenen Beſchul
digungen nachzuprüfen, um daugaus

für ſich Kapital herauszuſchlagen im wörtlichen Sinne des
Wortes, indem er, wie ſein Parteifreund Mann in der
Stadtverordnetenverſammlung eingeſtand, an zweihundert
Zeitungen Deutſchlands eine Senſationsnachricht verſandte,
für die er ſich Bezahlung ausbedang.
Jn der Tat iſt in einer ganzen Anzahl deutſcher Zeitungen

die Biegerſche Notiz, die von einem Ausſtellungsſkandal in
Magdeburg ſprach und die haltloſen Verdächtigungen gegen
verdienſtvolles Mitglieder der Stadtverwaltung als erwieſene
Tatſachen hinſtellten, erſchienen

Für wenige Groſchen Gewinn hat ſich dieſer Mann bereit
gefunden, die Ehre einer Reihe von Mitbürgern und das An
ſehen der Stadt zu verſchaher
Dieſem völkiſchen Helden war es ganz ein erkei, von
wem er ſeinen Judaslohn erhielt. Er bot ſeinen
Schandartikel den von den ihm und ſeinen völkiſchen Partei
freunden ſo oft geſchmähten „Judenblättern“, wie dem „Ber
liner Tageblatt“ und der „Voſſiſchen Zeitung genau ſo bereit
willig an wie den Blättern ſeiner Richtung, die ſelbſtverſtänd
lich nur zu gern auf dieſen fetten Happen anbiſſen, da Bieger
zugleich mitteilte, daß die völkiſche Fraktion der Stadtverord
netenverſammlung in der nächſten Stadtverordnetenverſamm-
lung den Magiſtrat in dieſer Angelegenheit interpellieren
wollte. Nur die „Judenblätter“ beobachteten die ſelbſtverſtänd
liche journaliſtiſche Pflicht, ſich vorher über die Tatſachen zu
erkundigen und unterließen die Veröffentlichung, als ſie von
der Anſauberkeit der Quelle, aus der dieſe Nachricht ſtammte,
Kenntnis erhielten.

Daß die völkiſche Fraktion der Stadtverordnetenverſamm-
lung mit großem Behagen die ſchmutzige Handlungsweiſe Bie
gers verfolgte, iſt bei ihrer Mentalität nur zu begreiflich. Alle
Mittel ſind ihr willkommen, wenn ſie dazu dienen, die Ehre
ihrer Mitbürger, ſoweit ſie nicht an ihrem Strange zieht, und
das Anſehen der Stadtverwaltung mit Schmutz zu bewerfen.
Jhr Führer, der ſattſam bekannte Stadtv. Mann hat ja darin
ſchon Erkleckliches geleiſtet. Eine ungeheure Erregung bemächtig
te ſich der Verſammlung, als Mann die Stirn hatte, an den

C e n S

kratiſchen Vertreter im Steuerausſchuß waren damals ſehr
nachdrücklich für eine Begrenzung der Hauszinsſteuer auf
den 31. März 1927 eingetreten und hatten beantragt, daß
die Hauszinsſteuer lediglich zum Zwecke des Wohnungs
baues verwendet werden ſollte. Die damaligen Regie
rungsparteien, vor allem aber die Deutſchnationale Volks
partei, haben dieſen Anträgen auf das lebhafteſte wider
ſprochen und ſie ſchließlich niedergeſtimmt. Die Steuer
reförm des Jahres 1925 wäre der geeignete Zeitpunkt ge

Hauszinsſteuer in dem von der demokratiſchen Fraktion
vorgeſchlagenen Sinne zu regeln. Bei den großen Mitteln,
die dem Reichstage damals zur Verfügung ſtanden, hätte
ſich der Weg finden laſſen, den Ländern und Gemeinden
als Erſatz für den für allgemeine Länder- und Gemeinde
zwecke fortfallende Teil der Hauszinsſteuer andere Einnah
mequellen zu erſchließen. Das hat die Deutſchnationale
Volkspartei damals mit Entſchiedenheit abgelehnt.

Nachdem ſie inzwiſchen aus der Regierung ausgetre-
ten iſt, nimmt die Deutſchnationale Volkspartei aus er
klärlichen Agitationsgründen die von den Demokraten ge
ſtellten Anträge auf, obwohl ſie ganz genau wiſſen müß,
daß eine Aenderung der Hauszinsſteuer nur im Rahmen
des Finanzausgleichs geregelt werden kann. Länder und
Gemeinden haben ſich auf die Einnahmen aus der Haus

Völkiſche Helden als Judenknechte Für einige Groſchen die Ehre der Mit
Stadt in den Schmutz gezogen.

Magiſtrat die Anfrage zu richten, ob er bereit ſei, Auskunft
darüber zu geben, ob es vichtig ſei, daß von der Staatsanwalt

ſchaft ein Betrugsverfahren gegen die oben erwähnten Mitglie
der der ſtädtiſchen Körperſchaften eingeleitet ſei. Seine Aus
führungen, die von gehäſſigen, perſönlichen Ausfällen gegen die
erwähnten Angehörigen der Stadtverwaltung, die in uneigen
nützigſter Weiſe für das Wohl der Stadt gewirkt haben,
löſten ſtürmiſche Entrüſtungsrufe in der Verſammlung aus.
Der Anwille nahm derartige Formen an, daß der völkiſche
Sprecher wiederholt in Gefahr geriet, für ſein
an. ge werbsmäßige Ehrabſchneiderei grenzendes Verhalten
eine körperliche Züchtigung zu erhalten. Nur
mühſam konnte der Vorſitzende Ausſchreitungen verhüten, bei
denen es nicht nur dem Stadtv. Mann, ſondern auch ſeinen
Fraktionsfreunden, die ihren Führer an Zynismus und
Dreiſtigkeit in Zwiſchenrufen noch zu übertrumpfen ſuchten, ſehr
übel ergangen wäre.

Oberbürgermeiſter Beim s gab eine Erklärung ab, in der
er zum Ausdruck brachte, daß er es ablehnen müßte, in ein
ſchwebendes Verfahren einzugreifen. Von der Ein leitung
eines Betrugsverfahrens könne jedenfalls
keine Rede ſein. Die Staatsanwaltſchaft habe lediglich
den Magiſtrat auf die Biegerſche Denunziation hin um Aus
kunft über den wirklichen Sachverhalt erſucht und die iſt ihr
erteilt worden.

Der Oberbürgermeiſter erklärte weiterhin, daß er voll für
die von den Völkiſchen verdächtigten Mitglieder der ſtüdtiſchen
Körperſchaften eintrete, da die Führung der Geſchäfte der
Miama durch ſie jeder Kritik des Magiſtrats ſtandgehalten
habe.

Die Sprecher der anderen Fraktionen, von den Rechtspar
teilern bis zu den Kommuniſten, geißelten in ihren Erklärun
gen nachdrücklich das Vorgehen der Völkiſchen, die wieder ein
mal den kraurigen Ruhm errungen haben, dem Anſehen ihrer
Vaterſtadt durch ihre Verleumdungen einen ſchweren Schaden
zugefügt zu haben.

Einen für die Völkiſchen ſehr peinlichen Ausgang nahm die
Ausſprache über ihre Anfrage inſofern, als der Stadtv. Plum
bohm an den völkiſchen Stadtv. Scheibner, der ebenfalls
die Anfrage ſeiner Fraktion über den angeblichen Ausſtellungs

andal mit unterſchrieben hatte, verſchiedene Fragen richtete
die diaſen in ſchwere Verlegenheit brachte Plumbohm wollte
wiſſen, warum Scheibner kurz vor dem Kriege
aus dem Volksſchuldienſte mit halbem Ge
halte entlaſſen worden ſei und unter welchen Um
ſtänden er nach der Revolution wieder eingeſtellt worden ſei.
Scheibner machte einige Ausflüchte. Auf eine weitere Anfräge
beſtätigte Stadtſchulrat Löſcher, daß die Schuldeputation und
der Magiſtrat gemeinſam an das Miniſterium eine Eingabe
gerichtet hätten, in der ſie

die Entfernung Scheibners aus dem Magdeburger Volks
ſchuldienſte forderten, weil ſeine Wiedereinſtellung in den
Schuldienſt nach der Revolution unter falſchen Voraus
ſetzungen erfolgt ſei.
Leider verhinderte der Oberbürgermeiſter weitere Mit

teilungen aus der Vergangenheit Scheibners mit der Begrün
dung, daß aus den Perſonalakten Mitteilungen in öffentlicher
Sitzung nicht gemacht werden dürfen.

Wenn es den Völkiſchen wirklich ernſtlich darum zu tun
wäre, ungeeignete Mitglieder der ſtädtiſchen Körperſchaften an
den Pranger zu ſtellen, dann brauchen ſie nur in ihren eigenen
Reihen Amſchau zu halten. Sie dürften ganz ohne Zweifel noch
manchen finden, der nicht würdig iſt, das Ehrenamt eines
Stadtverordneten zu bekleiden. Viel dürfte dann freilich von
dem völkiſchen Fünfmännerkollegium nicht übrig bleiben.

W

Gemeinden in ſchwere Finanznöte ſtürzen müßten. Das
geht ja auch daraus hervor, daß die Deutſchnationale Re
gierung in Württemberg von der Möglichkeit des Finanz
ausgleichsgeſetzes, weitgehende Ermäßigung der Hauszins
ſteuer eintreten zu laſſen, keinen Gebrauch macht. Trotz
dem iſt gerade der Reichstagsabgeordnete Siller aus
Württemberg der Wortführer für die demagogiſchen An
träge der Deutſchnationalen Volkspartei. Er ſollte durch
Bazille, den Beweis liefern, daß ohne Schädigung der
Landesfinanzen ſeine Anträge durchführbar ſind. Von
ſolchen Bemühungen des Abgeordneten Siller hat man bis
her noch nichts gehört. Dagegen werſucht er, die anderen
Parteien, insbeſondere die demokratiſche Partei, für die
gegenwärtige Geſtaltung der Hauszinsſteuer verantwort
lich zu machen. Es muß daher mit aller Deutlichkeit feſt
geſtellt werden, daß gerade die Deutſchnationale Volks
partei in den Steuerberatungen des Jahres 1925 die de
mokratiſchen Anträge zur Hauszinsſteuer, die eine gerechte
Regelung herbeigeführt hätten, bekämpft und niederge
ſtimmt hat.

Die FuttergerſtenZollfrage.
Einſetzung einer Unterſuchungskommiſſion gefordert

Die Hauptverſammlung des Verbandes der Rindvieh
und Schweinemäſter Norweſtdeutſchlands hat an diezinsſteuer eingerichtet und können unmöglich mitten in

einem Etatsjahr eine Aenderung ertragen. Obwohl die
Deutſchnationale Volkspartei das genau weiß, ſtellt ſie
weitgehende Anträge auf Ermäßigung der Hauszinsſteuer,

auf Leitu Der Landtag wolle deshalb beſchließen Das Staats
ſchen 2 miniſterium wird erſucht, das Miniſterium des Jnnern zuBe auhſ veranlaſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung des Um

den ſtandes, daß durch einem vom Landtage angenommen An-
krag Maßnahmen des Staatsminiſteriums zur Beſeitigung

n feh der Not der ſchleſiſchen Fremdeninduſtrie gefordert worden
Bag ſind, nunmehr auch die Polizeiverordnung vom 15. Dez.
nhahn ſo 1022 aufzuheben,“
dann lau

ſerlafen Hauszinsſteuer und Deutſchnationale Volkspartei
Wegen Von dem demokratiſchen Reichstagsabgeordneten

m Guſtav Schneider wird uns geſchrieben
o an Dei der großen Steuerreform des Jahres 1925, die
gen un von dem deutſchnationalen Finanzminiſter von Schlieben,

e (dem künftigen Präſidenten des Landesfinanzamtes Sach
f. der en (Magdeburg) D. R.), vertreten wurde, iſt auch die

Frage der Hauszinsſteuer geregelt worden. Die demo

auſm laufen

die, wenn ſie angenommen werden würden, Länder und

Reichsregierung eine Entſchließung gerichtet, in der alle
Beſtrebungen zurückgewieſen werden, die ſich gegen die dif
ferenzierte zolltarifliche Behandlung der Futtergerſte rich
ten. Den zuſtändigen Reichsminiſterien iſt der Vorſchlag
unterbreitet worden, eine Kommiſſion zu ernennen, die die



beſondere Lage der Rindvieh und Schweinemaſtgebiete
Norddeutſchlands unterſuchen ſoll.

Der Zweihundertmillionenkredit ſür Kleinwohnun
gen. Reichsarbeitsminiſter Brauns hat u. a. die demo
kratiſche Reichstagsabgeordnete Frau Dr. Marie Eliſabeth
Lüders dem Reichsrat als Mitglied für den Ausſchuß vor
geſchlagen, der die bautechniſchen Grundſätze für die mit
dem Zweihundertmillionenkredit zu bauenden Kleinwoh
nungen feſtlegt.

c

Ein gewaltiger Fortſchritt in der Volksernährung.
Man war bisher immer der Anſicht, daß Schweine

zucht und Maſt in ganz großem Maßſtabe infolge der
Krankheits und Seuchengefahr bei den ſehr empfindlichen
Schweinen nicht möglich oder doch nicht einpfehlenswert ſei.
Der Fabrikbeſitzer Kaln in in Leobſchütz in Oberſchle
ſien hat nun das Gegenteil bewieſen Ausgehend von
dem Gedanken, daß er die etwa 35 000 Zentner Abfälle
im Jahr aus ſeinen Malzereibetrieben rationeller ver
werten könne, wenn er ſelber Schweine züchte, als wenn
er ſie verkaufte, ſchuf er in zwei Jahren eine Schweinefarm
größten Stils. Jn ſeinem Betrieb werden auf einem

tet und gemäſtet, ohne daß bisher nennenswerte Verluſte
durch Krankheiten entſtanden wären. Prinzip der Zucht

ken Ställen und möglichſt viel im Freien gehalten werden.
Mit ſeiner Methode kann der Schöpfer dieſes Unterneh
mens monatlich etwa 1200 Zentner Schweinefleiſch an
den Markt bringen. Er verdient dabei nach ſeinen eige
nen Angaben etwa 30 Mark pro Zentner, d. h. alſo ca.
40 Prozent des Großhandelspreiſes, der momentan um
75 Mark ſchwankt. Eine derartige Verdienſtſpanne iſt
aber für die Rentabilität keineswegs erforderlich. Be
denkt man nun, daß es in Deutſchland einige Hundert
Mälzerei und Brauereibetvriebe gibt, die unter gleichgün
ſtigen Bedingungen Schweine züchten könnten, ſo iſt nicht
einzuſehen, warum nicht ſchon längſt das Leobſchützer Bei
ſpiel Nachahmung gefunden hat.

Darvfeinagohrfchtfen.
Bezirk Magdeburg

D. D. P. (Geſchäſtsführender Ausſchuß). Sitzung am
Montag den 28. Juni, abends 7 Uhr, in der Geſchäfts
ſtelle

D. D. P. (Stammtiſch). Dienstag, den 29. Juni,
abends 8 Uhr. Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6,

Mitglieder und Freunde herzlich willkommen.

Dr. Hummel 50 Jahre alt.
Der demokratiſche Reichstagsabgebrdnete im

Wahlkreis Magdeburg, Prof. Dr. Hummel wurde am
Die demokratiſchen

ſchnell die Sympathie der Wähler erworben, als der frü
here badiſche Staatspräſident. Bei den demokratiſchen
Wählern und den Organiſationen genießt Herr Dr. Hum-
mel vollſtes Vertrauen. Er wird überall im Wahl
kreis mit Freuden aufgenommen und ſeine überzeugende
wirtſchaftspolitiſche Vorträge finden ſtets lebhaften An
klang. Die Demokraten ſind ſtolz auf dieſen Mann, der

ſich ſo viel Verehrung und Beliebtheit erfreut. Jn per
ſönlicher, wie auch in wirtſchaftlicher und politiſcher Bezie
hung iſt er eine durchaus überzeugende Perſönlichkeit

Dr. Hummel wurde am 22. Juni 1876 im badiſchen
Schwarzwald geboren, und beſchäftigte ſich frühzeitig mit
den Jngenieurwiſſenſchaften, Chemie und Aſtronomie. Er
trat dann nach abgelegtem Examen in den Staatsdienſt und
widmete ſich eifrig der Politik, ohne das wiſſenſchaftliche
Studium zu vernachläſſigen. Das Jahr 1905 bereits ſieht
ihn als zweiten Vorſitzenden der Badiſchen Volkspartet,

wie ſich die Vorläuferin der Demokratiſchen Partei da
mals nannte. Hier kämpfte er mit Heimburger,
Muſer, Venedey gegen das Zentrum, Klerikalismus
und Reaktion. Der Politik des Goßblocks will er zum
Siege verhelfen. Jn Ober und Anterbaden ſieht man
in dem jungen Volksparteiler den kommenden Mann. Jm
Jahre 1909 iſt er badiſcher Landtagsäbgeordneter für den
Wahlkreis Hornberg-Triberg. Anermüdlich arbei

tete er an dem Ausbau der Organiſation und an einer
Verſtändigung für einen einigen Liberalismus. Mit
ten in der Arbeit ruft das Vaterland. Er erfüllt ſeine
Pflicht, tritt als Freiwilliger in die Artillerie ein.
Dient dem Vaterlande während des ganzen Feldzuges und
wird mehrfach verwundet. Jn der Revolutionszeit ſehen
wir ihn als Organiſator der badiſchen freiwilligen Trup
pen. Es iſt ſein Verdienſt, wenn in Baden trotz der Er
eigniſſe von 1918 Ruhe und Ordnung wenig geſtört wur

den. Bei Umbildung der badiſchen Regierung im Jahre
1919 übernahm Dr. Hummel das Anterrichtsminiſterium,
Jm Verlaufe ſeiner dortigen Tätigkeit hat er ſeine Stel
lung zu Schul und Bildungsfragen wiederholt unzweideu
tig in freiheitlichem Sinne zum Ausdruck gebracht. Er
innert ſei nur an die Tatſache, daß er im Jahre 1920 die
badiſche Landesſchulkonferenz einberief, alſo
zu einem Zeitpunkt, wo noch kaum in anderen Ländern
ernſtlich an eine derartige, umfaſſend angelegte Kulturta
gung gedacht werden konnte. Jm Jahre 1922 wurde Dr.
Hummel zum Staatspräſidenten gewählt. Er trat ſpäter
in den Verwaltungsrat der Weltfirma „Badiſche Anilien
und Sodafabrik“ in Ludwigshafen ein. Die Techniſche
Hochſchule in Karlsruhe ernannte Dr. Hummel wegen ſei

ner großen Verdienſte zum Ehrendoktor. Wir möchten
bei dieſer Gelegenheit noch auf eines hinweiſen. Dr. Hum-
mel ſchied aus dem Staatsdienſt aus. Jhm ſtand eine an
gemeſſene Penſion zu. And was tat dieſer Demokrat?
Er verzichtete auf alle ſtagtlichen Verſorgungsanſprüche-
Dieſe Uneigennützigkeit verdient beſonders hervorgehoben

Rayon von etwa 25 Morgen Größe 5 000 Schweine gezüch

iſt Abhärtung der ſelbſtgezogenen Tiere, die in ganz leich

Hratultert. ESelten hat ein Politiker ſich ſo worguen thaten.

zu werden weil der Penſtonsanſpruch des früheren Mi
niſters Schiele noch heute Tagesgeſpräch iſt. Schiele
war einige Monate Miniſter, für ihn verrechnete man
einen Penſtonsanſpruch. Dr. Hummel war mehrere Jahre
Miniſter er verzichtet auf jegliche Verſorgung. So han
deln Demokraten!

Jm deutſchen Reichstag iſt Dr. Hummel ein ſehr ange
ſehenes Mitglied, er arbeitet fleißig in den Ausſchüſſen
mit, und wendet ſich hauptſächlich den wirtſchaftlichen Fra
gen zu. Wir entbinden dieſem vorbildlichen Politiker nach
träglich unſere herzlichſte Gratulation!

Nach Verſailler Muſter

Sie dür-
e

„Wir ſind großmütig, Herr Abd el Krim.
fen Jhre Kriegsſchulden in 62 Jahresraten abtragen

(Le Eanard Enchaine.)

Beſorgte Seelen! Der Austritt des Reichsbankpräſi
denten Dr. Schacht aus der D. D. P. läßt gewiſſe Kreiſe,
vor allem aber die Rechtspreſſe, nicht zur Ruhe kommen.
Die Herrſchaften ſind ſehr beſorgt, um die Demokratiſche
Partei. Den Leſern der Rechtspreſſe fällt ſchon dieſer Eifer
auf. Als die Abgeordneten Dr. Arendt, v. Kardorf f.
v. Dewitz, Graf Kanitz, Miniſter a. D. Düringer,
Dr. Beſt u. a. fahnenflüchtig wurden, konnte man im
deutſchnationalen Blätterwald allgemeines Schweigen be
obachten. Nur die volksparteiliche Preſſe u. a. auch die
Magdeburgiſche Zeitung jubelte. Als aber die Dr.
Quagat, Maritzky, v. Kemnitz, Dr. Lert ihre
eigne Wege gingen, begann im volksparteilichen Blätter
wald der Scheiterhaufen über die Davongelaufenen zu
zünden. Da donnerte die liberale Seele Nur eine Aus
nahme machte man bei Frau v. Oheimb, ſie hat man
weggelobt. Die beſorgten Seelen von rechts haben
ſich an dem fetten Biſſen, der von den Demokraten abge

nicht den Mut aufgebracht, ihren Leſern die gröbliche Jrre
führung im Falle Schacht einzugeſtehen. Das iſt das
Syſtem der vornehmen nationalen Preſſe, durch Verſchwei
gen und Hinzuſetzen die Wahrheit dem eigenen Leſerkreis

Die Deutſche Volkspartei gegen das Wahlgeheimnis.
Die Deutſche Volkspartei Magdeburg Anhalt

hatte zum Volksentſcheid am 20. Juni eine Erklärung er
laſſen, in der es u. a. hieß: Diejenigen aber, die ohne
Hintergedanken ein ehrliches „Nein“ ſagen, bleiben am
Wahltag zu Haus und bekommen keinen St rich
in dernament lichen Wahlliſte. Der Schleier
des Wahlgeheimniſſes iſt alſo diesmal
gelüftet. And das iſt gut ſoll

And ſo was nennt ſich die Partei der Liberalen.
Arbeitnehmer und Beamte können zu einer Partei, die
ſo offen das Wahlgeheimnis preisgibt, kein Zuvertrauen
haben. Von Liberalismus keine Spur; trotzdem man
nennt ſich „Volkspartei“.

Emil Herms F. Nach langem, ſchwerem Leiden ver
ſtarb unſer Mitglied, Herr EiſenbahnOberinſpektor i. R.
Emil Herms. Die Deutſche Demokratiſche Partei wird
dem Verſtorbenen ein dauerndes Andenken bewahren

An die Organiſationen der Deutſchen Demokratiſchen
Partei. Wir erſuchen alle Ortsgruppen, alle Veranſtal
tungen aller Art in unſerer Wochenſchrift bekannt zu geben
und über den Verlauf dieſer Zuſammenkünfte zu berichten.
Jeder Demokrat muß für den Bezug unſeres Blattes ge
wonnen werden. Probenummern auf ein Vierteljahr
völlig koſtenlos.

Demokratiſche Jugend, Magdeburg. Freitag, den
2. Juli, abends 8 Ahr: Sportabend Jugendheim.

Fünfter Deutſcher Getreidehandelstag in Magdeburg
Der Termin des fünften Deutſchen Getreidehandelstages
in Magdeburg iſt auf den 27. Auguſt 1926 feſtgeſetzt
worden.

Oeffentliche Mahnung zur Steuerzahlung.
Alle Steuerpflichtigen, welche die nachſtehenden, im

Steuerkalender für Juni Magdeburger Amtsblatt Nr. 23)
näher erläuterten, am 15. Juni fällig geweſenen Steuern
und Gebühren noch nicht entrichtet haben, müſſen dieſe bis
ſpäteſtens zum 28. Juni d. Js. an die zuſtändige ſtädtiſche
Steuerkaſſe gezahlt haben:

1. Gewerbeſteuſer nach der Lohnſumme für Juni.
2. Grundvermögensſteuer (ſtaatliche und kommunale)

für Juni, außerdem die Unterſchiedsbeträge von 180 auſ
200 Prozent für April bis Juni.

3. Hauszinsſteuer für Juni (9fach)
4. Kanalgebühr für April bis Juni
5. Hundeſteuer für April bis Juni.
Außer der Schuldſumme iſt für jeden ſeit der Fällig-

keit angefangenen halben Monat der geſetzliche Vorzugs
zuſchlag in Höhe von Prozent zu entrichten.

Nach Ablauf der Friſt ſoll die Steuerſchuld nebſt
Verzugszuſchlägen und Gebühren unverzüglich zwangswei

ſe beigetrieben werden. e a

fallen iſt, nicht ſatt eſſen können, ſie haben bis heute noch

Gr. Ammensleben. Ludwig Zink f. Am 12. Juni
vwerſtarb ganz plötzlich der Landwirt Ludwig Zink. Er
gehörte zu den eiſrigſten Mitgliedern des Vereins für
Siedlung und Pachtung. Als aufrechter Republikaner
ſtand er der Demokratiſchen Partei beſonders nahe. Die
Republikaner werden das Andenken dieſes fleißigen Freun-
des in Ehren halten.

Se
Der Stand der Jnvalidenverſicherung.

Das Reichsarbeitsminiſterium hat dem Sozialen Aus
ſchuß des Reichstags eine Denkſchrift über den Stand der
Jnvalidenverſicherung überreicht, aus der hervorgeht, daß
bei dem Steigen der Renten für das Jahr 1926, falls nicht
eine gebeſſerte Wirtſchaftslage höhere Beiträge erbringt,
mit einem Ueberſchuß nicht mehr zu rechnen iſt. Jm Jahre
1927 wird bei gleichbleibender Wirtſchaftslage die Bei
e zur Decküng der Ausgaben nicht mehr aus
reichen

Beamtenverſicherungsverein des Deutſchen Bank und
Bankiergewerbes. Die ordentliche Generalverſammlung
fand am Sonntag, den 13. Juni 1926, unter zahlreicher
Beteiligung in der Börſe zu Berlin ſtatt. Der Jahres
bericht zeigt eine außerordentlich günſtige Lage der
Kaſſe. Das Vermögen iſt im Berichtsjahr um über 16

lionen Mark. Die Zahl der Verſicherungen belief ſich
Ende 1925 auf 57 310, daneben laufen 202 153 beitrags
freie Verſicherungen; an Ruhegeldern und Hinterblie
benenRenten wurden über 1700000 Mark bezahlt. Von
den im Berxichtsjahr beantragten Heilverfahren wurden
83 Prozent genehmigt und hierfür rund 460 000 Mark
ausgegeben. Eine vom Deutſchen Bankbeamtenverein ein
gereichte Entſchließung, welche einen weiteren Ausbau des
Heilverfahrens und eine Erhöhung des täglichen Zu
ſchuſſes fordert, fand einſtimmige Annahme dasſelbe ge
ſchah mit einer zweiten von der gleichen Organiſation
vorgeſchlagenen Entſchließung, nach welcher die vor dem

Januar 1924 gezählten Beiträge eine höhere Aufwer
tung erfahren ſollen. Für die Wahl zu den leitenden

Körperſchaften (Aufſichtsrat, Schiedsgerichts- und Rech
nungsausſchuß) war von der Arbeitgebergruppe nur eine

wählt galt. Für die 30 den Angeſtellten vorbehaltenen
Sitze wurden vom Deutſchen Bankbeamtenverein 24, vom
frei gewerkſchaftlichen Allgemeinen Verband 4, vom Ober
heamtenverein 1 und vom Deutſchnationalen Handlungs
gehilfenverband ebenfalls ein Vertreter gewählt

Zollpolitiſcher Zwiſchengkt.

Gewerkſchaften fordern Beibehaltung der „ermäßigten“

Zollſätze e

Ermäßigung eingeführt. Nach Ablauf dieſer Friſt, alſo
am 1. Auguſt 1926, würde die „erhöhten“ (autonomen)

Sätze des Zolltariſes vom 17. Auguſt 1925 oder 25. De
zember 1902 bei der Einfuhr der betreffenden Waren nach
Deutſchland wieder erhoben werden. Die bis zum 31.
Juli 1926 gültigen „ermäßigten“ Tarife für die 25 ver
ſchiedenen Lebensmittel ſind im vorigen Jahre von der
Reichsregierung ſelbſt mit Rückſicht auf die unter der all
gemeinen Not beſonders ſchwer leidenden Verbraucher
ſchaft begründet worden.
Zollſätze überſchreiten teilweiſe die jetzigen „ermäßigten“
Sätze um mehr als 100 Prozent.

Die drei Spitzengewerkſchaften haben deshalb, wie der
GDAPreſſedienſt mitteilt, an den Reichskanzler, den
Reichswirtſchafts und Reichsernährungsminiſter das Er
ſuchen gerichtet, die bis zum 31. Juli gültigen ermäßig-
ten Lebensmittelzollſätze auch weiterhin in Geltung zu be
laſſen und zwar iſt eine Verlängerung um vier Monate
vorgeſchlagen worden.
ſchloſſenen Orgäniſationen hatten in einer früheren Ein
gabe an die gleichen Regierungsſtellen die Verlängerung
der ermäßigten Zölle bis zum Ablauf des Zollgeſetzes
ſelbſt, nämlich bis zum 31. Juli nächſten Jahres, bean

tragt.
die damals von der Reichsregierung ausdrücklich aner
kannte ſchlechte wirtſchaftliche Lage der Maſſe der Ver
braucherſchaft, die ja der Ausgangspunkt der Einführung
der ermäßigten Zollſätze war, nicht nur heute in vollem
Umfange noch daliegt, ſondern durch die wirtſchaftspoliti
ſchen Ereigniſſe der letzten Monate weiterhin ungeheuer
geſteigert worden iſt. Jnfolge der mit voller Macht aus
gebrochenen Wirtſchaftskriſe ſei die Zahl der Vollerwerbs-
loſen und Kurzarbeiter in die Millionen geſtiegen. Wenn
bei der Verabſchiedung des Zollgeſetzes im Auguſt 1925
die Rückſicht auf große Teile der Verbraucherſchaft ange
bracht war, ſo ſei dieſe heute in noch viel ſtärkerem Maße
notwendig.

Neune Bätcher
VerlagRevue für Wirtſchaft, Politik und Recht. Ver

lag H. Meyer, Buchdruckerei Halberſtadt.

Dre
Magdeburg. Dr. J. Wie uns mitgeteilt wird, beabſich

tigt der völkiſche Stadtverordnete Man n, der infolge ſeines
ſehr jüdiſchen Ausſehens als polniſcher Halbjude angeſehen
wird, ſeinem gnädigen Herren und Meiſter Reichstagsabgeord
neten a. D. Kunze den Nachweis ſeines germaniſchen Ar
ſprungs nebſt ſeiner Vorfahren zu erbringen. Heil!
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